
Diese Regierung steht in der politischen Schuld 
der milliardenschweren Geldgeber von ÖVP und 
FPÖ!
Wir können es uns nicht leisten, “abzuwarten” 
auf eine grundlegende politische Wende oder 
die Wirkung guter Argumente zu hoffen. Auch 
wenn erst nach und nach die Details der im    
Regierungsprogramm bereits paktierten Angriffe 
konkrete Konturen annehmen: Diese Regierung 
ist angetreten, um die Rechte der  Arbeit-             
nehmer_innen, Jugendlichen, Erwerbsarbeits- 
losen und Pensionist_innen weitgehend und 
nachhaltig zurück zu drängen. Daher ist es jetzt 

notwendig, die Gegenwehr zu organisieren. Der 
ÖGB-Kongress 2018 muss der Startschuss für 
die Neuausrichtung des ÖGBs sein. Um den 
Widerstand gegen  diese nochmals verschärfte 
neoliberale Bundesregierung und die damit ver-
bundene Offensive der Arbeitergeber_innen, vor 
allem auch im Rahmen der KV-Runden, zu ini-
tiieren und organisieren.
Anknüpfen können wir dabei alle an den Er-
fahrungen der großen Aktions- und Streikbewe-
gung im Jahr 2003 gegen die schwarz-blauen 
Pensionskürzungen.

ÖGB aufrütteln:
Wir können und wollen 
nicht mehr „abwarten“
Das Regierungsprogramm spricht eine klare Sprache: 12-Stundentag, Angriffe auf Betriebs-
rät_innen und die AK, Abschaffung der Jugendvertrauensräte, dazu Verschärfungen und 
Kürzungen bei Pensionen, im Gesundheitswesen und im Sozialbereich, und einem Ausbau 
des Billiglohnsektors durch massive Angriffe auf ältere ArbeitnehmerInnen und Erwerbsar-
beitslose.

Drei wirkungsvolle Schritte sollten auch vom 19. ÖGB-Kongress im Juni 2018 
beschlossen werden:

Gemeinsame Versammlungen und Organisierung 
aller betroffenen Arbeitnehmer_nnen. 
Wir brauchen eine möglichst breite Diskussion darüber, was unter der Regierung auf Beschäft-
igte zukommt und wie wir uns kollektiv dagegen wehren können. Dafür braucht es Betrieb-
sversammlungen in möglichst vielen Betrieben, branchenübergreifende Informations- und Dis-      
kussionsveranstaltungen, sowie Versammlungen der Fachgewerkschaften und den Aufbau von 
betrieblichen Aktionskomitees. Der 19. ÖGB-Kongress muss dafür den Anstoß geben.

Österreichweite Betriebsrät_innen - und Aktivist_innenkonferenzen
um gemeinsame Aktionen zu beraten und zu beschließen.

Österreichweite Aktions- und Arbeitskampftage bis zum Ende 2018 
als ersten Schritt, um die Angriffe auf die Arbeitnehmer_innen abzuwehren und nachhaltig Druck 
auf die Regierung auszuüben. Teil davon müssen auch öffentliche Demonstrationen/Kund-       
gebungen/Aktionen in allen Landeshauptstädten sein.

Erstunterzeichner_innen: 
Der Betriebsrat der Wiener Sucht und Drogenkoordination / Barbara Schwarz, Betriebsratsvorsitzende Wohnservice 
Wien / Irene Mötzl, Betriebsrätin Wohnservice Wien / Anna Rauscher, Betriebsrätin Wohnservice Wien / Jan Mayrhofer, 
Betriebsrat Wohnservice Wien / Marianna Mollay, Betriebsrätin Wohnservice Wien / Selma Schacht, Betriebsratsvor-
sitzende Wiener Kinder- und Jugendbetreuung / Ursula Müller, Betriebsrätin Wiener Kinder- und Jugendbetreuung/ 
Laura Rafetseder, Ersatzbetriebsrätin OTS / Alexander Roll, Ersatzbetriebsrat APA-Gruppe / Gerhard Ziegler, Betriebs-
ratsvorsitzender Bilfinger Shared Services



Ich unterstütze die Resolution und den Initiativantrag an den ÖGB-Kongress
(Ausgefüllte Liste per Mail an oegbaufruetteln@gmx.at)
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